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großen organisatorischen
Aufwand erfordern, so daß
eine Entdeckung sehr wahr-
scheinlich wäre. Das größte
Problem ist jedoch die Ent-
wicklung eines Zündmecha-
nismus. Dies stellt wegen der
beschränkten Möglichkeiten
selbst für Spezialisten ein fast
unüberwindliches Hindernis
dar. Da ja keinerlei Experi-
mente angestellt werden kön-
nen, wäre der Zündmechanis-
mus so unzuverlässig, daß
schon allein aus diesem
Grund der Versuch der Kon-
struktion einer »Terroristen-
bombe« unattraktiv ist.

Schlußfolgerungen

Zusammenfassend kann fest-
gestellt werden, daß die Ge-
fahr der Weiterverbreitungo
von Kernwaffen durch die zu-
nehmende friedliche Nutzung
der Kernenergie nicht an-
steigt. Diese Aussage ist
selbstverständlich nur unter
der Voraussetzung der stren-
gen nationalen und internatio-
nalen Überwachungsmaßnah-
men gültig, wobei den In-
spektionen durch die Interna-
tionale Atomenergieorganisa-
tion besonderes Gewicht zu-
kommt. Es besteht auch guter
Grund anzunehmen, daß das
Proliferationsrisiko auch bei
den Schnellen Brutreaktoren,
deren Nutzung nur für Staa-
ten mit hohem technologi-
schen Niveau denkbar ist,
aufgrund der bestehenden
Überwachungssysteme be-
herrscht werden kann.
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Die aktuellen Diskus-

Äsionen um Nachrü-
stung, veränderte amerikani-
sche Verteidigungsvorst.ellun-
gen und die Rolle Europas
im NATO-Gesamtverteidi-
gungskonzept lassen den be-
sorgten Bürger zunehmend
danach fragen, welche Aus-
wirkungen diese globalen
Strategieplanungen für ihn ha-
ben mögen. Die naheliegende
und keineswegs simple Frage
lautet: »Was bedeutet das alles
im Ernstfall für mich und
meine Angehörigen?« Und,
systematisch weitergefragt,
was bedeutet es für die Nach-
barn und die Gemeinde, in
der man arbeitet und lebt,
kurz, von deren direktem und
indirektem Miteinander jeder
einzelne abhängt?

Vordergründig scheint die Be-
antwortung dieser Fragen
leicht. Die Daseinsvorsorge in
Krisen, Katastrophen und
Kriegen obliegt den Kreisen,
kreisfreien Städten und Ge-
meinden, sie sind die realen
»Nahtstellen zwischen der
Bevölkerung und den öffentli-
chen sowie privaten Diensten
und Einrichtungen«1, die im
Ernstfall helfen sollen. Eine
solch umfassende wie weitrei-
chende Daseinsvorsorge er-
möglicht erst eine wirkungs-
volle Gesamtverteidigung;
ohne sie mag zwar eine kurz-
fristige militärische Verteidi-
gung möglich sein, doch dürf-
te ohne überlebensfähige oder
überlebende Gesellschaft die
rein militärische Anstrengung
ihren Sinn verlieren2.

Sieht man also von den beste-
henden rechtlichen und orga-
nisatorischen Differenzierun-
gen der Kommunalverfas-
sung, der Länderkatastro-
phenschutzgesetze und der
Notstandsgesetzgebung ab3,
um sich auf die Probleme vor
Ort zu konzentrieren, so
zeigt es sich, daß die Lasten
einer funktionsfähigen Vertei-
digung auf den Kommunen
liegen: Die Notstandsvorsor-
ge im weitesten Sinne ist Auf-
gabe des kommunal zu orga-
nisierenden Zivilschutzes.
Und exakt an dieser Stelle be-
ginnt die besondere Verant-
wortung des Hauptverwal-
tungsbeamten.

Selbstverständlich wird sich
bis hierher niemand dieser tri-
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»Die Bürger der
Bundesrepublik
wehren sich weder
gegen einen
funktionsfähigen
Zivilschutz, noch
halten sie Ihn für"
Kriegsvorbereitung.
Vielmehr sind sie
sehr gute Beobachter
mit hohem Sinn fürs~
Reale und
Praktische...«

vialen Einsicht widersetzen.
Auch liegen längst differen-
zierte verwaltungsrechtliche
und organisatorische Arbeiten
über diese spezififische Ver-
antwortung vor4, aber den-
noch zeigt die tägliche Praxis,
daß sich aus den rechtlichen
und organisatorischen Festle-
gungen allein noch lange kein
bürgernaher, funktionstüchti-
ger Zivilschutz ergibt. Wo al-
so liegen die Hindernisse?

Vier Hauptschwie-
Mgkeiten beim Auf-

bau eines gemeindezentrierten
Zivilschutzes scheinen sich
eindeutig identifizieren zu las-
sen: l.Das Bund-Länder-Ge-
meinden-Verhältnis; 2. die
Kompetenz- und Aufgaben-
verteilung zwischen friedens-
mäßigem und erweitertem
Katastrophenschutz; 3. die
Besonderheiten der Hilfsor-
ganisationen und ihre örtliche
Verankerung und 4. die Be-
deutung des politischen
Wahlbeamtentums des HVB.
Alle vier Problemkreise er-
gänzen sich in der täglichen
Diskussion zirkulär und bil-
den einen Verschiebebahnhof
für die Wahrnehmung jener
Verantwortung, um die es
beim Aufbau eines von der
Mehrheit der Bürger akzekta-
blen Zivilschutzes geht. Dies
nämlich ist die Hauptthese:
Die Bürger der Bundesrepu-
blik wehren sich weder gegen
einen funktionsfähigen Zivil-
schutz, noch halten sie ihn für
Kriegsvorbereitung5. Viel-
mehr sind sie sehr gute Beob-

achter mit hohem Sinn fürs
Reale und Praktische. Will sa-
gen: Solange Zivilschutz nur
Lippenbekenntnis ohne sicht-
bare Substanz ist, erscheinen
die wortreich überhöhten
Sonntagsreden angesichts der
realen militärischen Verteidi-
gungsanstrengungen eher als
Veralberung. Die Bürger ma-
chen sich darauf ihren eigenen
Reim. Wo viel geredet, aber
wenig getan wird, soll offen-
sichtlich ein Widerspruch ka-
schiert werden. Sollte er viel-
leicht sogar darin bestehen,
daß Zivilschutz unter heuti-
gen Bedingungen unmöglich
ist und man deshalb nur mini-
mal, sozusagen alibi- und
schwerpunktmäßig (z. B. ins
Warnwesen) investiert? Sollte
gar eine dunkle Ahnung bei
der Bevölkerung bestehen, die
in die Richtung geht, die ein
Offizier der Bundeswehr im
vertraulichen Gespräch offe-
rierte, als er sagte: »Auf einem
Friedhof investiert man
nicht!«? Ähnlich äußerte sich
auch der ehemalige CSU-
MdB Handlos, als er fragte,
was die beste Bundeswehr
nütze, »wenn sie zum Schluß
nur Friedhöfe verteidigt, weil
bei der Gesamtverteidigung,
bei der zivilen Verteidigung
einfach nichts da ist«6.

Man mag sich über eine solche
Überspitzung; ärgern, sie für
eine unverantwortliche Äuße-
rung halten, doch man sollte
nicht ihren potentiellen
Warncharakter übersehen:
Der Widerspruch zwischen
militärischer und ziviler Aus-
gabenverteilung bei gleichzei-
tiger Betonung der Wichtig-
keit, ja, der unabdingbaren
Voraussetzung einer effekti-
ven zivilen Verteidigung für
die Gesamtverteidigung wird
zunehmend erklärungsbe-
dürftig. Da aber die Erklärun-
gen ebenso ausbleiben wie
handfeste Maßnahmen, darf
man sich nicht wundern,
wenn zunehmend abenteuer-
lichere »Erklärungen« kursie-

ren und die politisch Verant-
wortlichen immer mehr in de-
fensive Beweisnot geraten7.
Statt jedoch das »Gesetz des
Handelns« zurückzugewin-
nen, wächst das Gedrängel
auf dem Verschiebebahnhof
der Argumente. Mit dem be-
liebten Hinweis auf leere Kas-
sen zuckt man vor der Durch-
führung des Bundesauftrages
scheinbar rechtens zurück.
An manchen Stellen läßt sich
Süffisance erkennen: »Ja, wir
(der Kreis) würden ja, aber
die da oben lassen uns ohne
Mittel verhungern! Wir kön-
nen nicht mal unseren Re-
gieeinheiten die volle persön-
liche Ausrüstung aushändi-
gen« (Zitat eines Leiters eines
Amts für Zivilschutz und Ka-
tastrophenabwehr). Ohne
über die Richtigkeit des Fak-
tums rechten zu wollen - in
der Tat stellen Ausrüstungs-
schwierigkeiten oftmals einen
stark demotivierenden Faktor
dar - sollte jedoch niemals der
Einstellungsaspekt außer acht
geraten. Mängel und Schwie-
rigkeiten lassen sich durchaus
unterschiedlich an den Hel-
fer/die Helferin (und letztlich
auch an die Bevölkerung)
bringen: mit »Ätsch- und
Miesmacher«- oder mit Opti-
mismus- und Aufmunte-
rungsperspektive. Gerade-
wegs an dieser Stelle werden
weder Phantasie noch Enga-
gement verausgabt. Täte man
es, müßte man auch den Ver-
schiebebahnhof verlassen.
Der Hinweis auf die jeweils
andere Zuständigkeit ent-
puppt sich bei genauerer Be-
trachtung als Versuch, trotz
realer Widrigkeiten keine
Verantwortung übernehmen
und keine Phantasie für die
gemeinsamen Belange entwik-
keln zu wollen. Das Ausspie-
len von Zuständigkeiten ge-
geneinander bedeutet im
Klartext, über jede Widrigkeit
froh zu sein, weil sie Deckung
gibt vor der Anstrengung, die
ihre solidarische Überwin-
dung kosten würde. Hier liegt
das Politikum8.

Das Spiel wiederholt sich auf
vielen Ebenen und auch ge-
genüber der Bevölkerung. Sie
stehe, so hört man allenthal-
ben, dem Zivilschutz ableh-
nend gegenüber, was gleich-
zeitig bedeuten soll, daß man
gegen den Willen der Mehr-
heit auch nichts für ihn durch-
setzen könne. Als ob jemals
300000 Mitbürger gegen den
Zivilschutz in Bonn demon-
striert hätten. Tatsächlich die-
nen diese unbelegten Behaup-
tungen im Stile der »Henne-
Ei-Problematik« nur dem
Verstecken und der Vermei-
dung, das traurige Spielchen
durch Taten zu unterbrechen.

Allein die Bereitschaft Hun-
derttausender freiwilliger
Helfer und Helferinnen, sich
für den (immer auch erweiter-
ten) Katastrophenschutz zur
Verfügung zu stellen, belegt
doch, daß von der vorgeblich
zivilschutzunwilligen Bevöl-
kerung handfestere Aktivitä-
ten ausgehen als von jenen,
die immer nur eifrig darüber
reden9.

Der zweite Problemkreis er-
wächst der von eigenartigen
Berührungsängsten gekenn-
zeichneten Trennung von
friedensmäßigem und erwei-
tertem Katastrophenschutz.
Gewiß, rechtlich werden hier
Kompetenzfragen berührt,
praktisch aber wirkt sich diese
Trennung als immobilisieren-
des Hindernis in der Praxis
aus. »Der Zivilschutz bei den
Kreisen«, schreibt H. G.
Klein zutreffend, »hat seine
Hauptaufgabe in der täglichen
Gefahrenabwehr für den Bür-
ger und in der Bekämpfung
von Katastrophen, die jeder-
zeit eintreten können. Der
Schwerpunkt des kommuna-
len Zivilschutzes liegt dem-
nach mit den Aufgaben »Feu-
erschutz, Rettungsdienst und
Katastrophenschutz« im
Frieden10.

Im Frieden also soll eingeübt
werden, was im Ernstfall die
Not weniger bitter machen
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soll. Ein vernünftiger Gedan-
ke, wären da nicht mancherlei
Hindernisse, die ein effektives
Üben nicht erlauben. Man
denke nur an die alibihafte Er-
weiterung von Katastrophen-
schutzübungen um V-Fall-be-
zogene Anteile, um entweder
Bundesmittel zu erhalten,
oder um das entsprechende
Gerät des erweiterten Kata-
strophenschutzes benutzen zu
können. Man denke auch an
die »Gebührenordnung« des
Technischen Hilfswerks, die
zahlreiche Einsätze verhin-
dert, weil auf scheinbar
kostenlosere Organisationen
auf Gemeinde- oder Kreisebe-
ne zurückgegriffen wird und
somit hinterrücks im THW
aus der Not eine stillschwei-
gende Untugend gemacht
wird: Man gibt wirtschaft-
liche Dienstleistungen, an de-
nen sich unter Realbedingun-
gen optimal üben läßt, als
»ausbildungsnotwendig« aus,
um keine Rechnung schreiben
zu müssen. Ohne es zu wol-
len, entstehen rechtliche
Grauzonen, von denen nie-
mand Notiz nehmen mag, die
stillschweigende, aber im
schlimmsten Falle erpreßbare
Komplizenschaften erzeugen
und auf diese Weise die moti-
vierende Wirkung der Ein-
satztätigkeit heimlich zerstö-
ren, weil alle Beteiligten ein
schlechtes Gewissen haben
müssen. Novellierungen von
Gebührenordnungen, Rechts-
vorschriften und Übungs-
planungen, aber auch verbes-
serte Übungsanlagen an den
Landeskatastrophenschulen
würden hier, ohne viel zu
kosten, wahre Wunder wir-
ken. In zahlreichen Inter-
views mit Helfern aller Hilfs-
organisationen zeigte sich
außerdem, daß ein hohes Be-
dürfnis nach rhetorischer
Schulung besteht. Nicht nur
Gruppen- und Zugführer
(oder wie analoge Positionen
heißen mögen) beklagen, sich
oftmals »vor der Front« nicht
gut ausdrücken zu können,
auch alle anderen Ränge mei-

den verbale Darlegungen ihrer
Arbeit, aus Angst, lächerlich
zu wirken. Sprachlosig'keit
aber dürfte auch Verhandlun-
gen mit Gutwilligen erschwe-
ren, ganz zu schweigen ge-
genüber Kritikern.
Desweiteren wurde bemän-
gelt, daß Übungen im kleinen
Rahmen fehlen. Weder gibt es
anschauliche, leicht verständ-
liche Lehrbücher (hier sollte
man von der DDR-Zivilver-
teidigung lernen!), noch gibt
es moderne Lernmedien, wie
z. B. Videofilme über
Übungsabläufe; von prakti-
schen Computerprogrammen
ganz abgesehen, mit denen
vom Meldekopf bis zur Stabs-
arbeit alles am Unterkunfts-
fernseher billig geübt werden
könnte.

Darüber hinaus bewirken
Übungen und Einsätze im
Frieden weit mehr als nur die
Entstehung und Vertiefung
fachlichen Könnens, das für
den Ernstfall mit schlafwand-
lerischer Sicherheit verfügbar
sein soll; sie stellen auch jene
»Flagge« dar, die der Zivil-
schutz in der Öffentlichkeit
zeigen sollte und könnte.
Nicht nur die Kameraden des
THW fühlen Frustrationen
beim Abriß der Beweise ihres
Könnens nach Übungen, auch
die Bevölkerung wird indirekt
durch die Nichtpräsenz des
Zivilschutzes frustriert, weil
sie keine sinnlich wahrnehm-
baren Leistungen seiner aus-
gebildeten Träger erkennen
kann. Jeder Anfänger im
Werbegeschäft weiß, daß
Klappern zum Handwerk ge-
hört, nur im Zivilschutz
scheint man davon kaum
Kunde zu haben. Warum
setzt man die Kräfte des Zivil-
schutzes nicht werbewirksa-
mer ein? Der ganze Bereich
-des Umweltschutzes zum Bei-
spiel gäbe manch geeignetes
Feld für realitätstüchtiges
Üben (warum trägt der ABC-
Dienst keine Sondermüllde-
ponien ab?). Und warum läßt
man die brauchbaren Tätig-

keitsnachweise des Zivilschut-
zes (von der Behelfsbrücke bis
zum Spielgerät) nicht stehen,
noch dazu mit einer Ehrenta-
fel versehen (»Hilfsorganisa-
tion X für die Gemeinschaft),
um zu demonstrieren, daß
man existiert und fachlich gu-
te Arbeit leistet? Auf diese
Weise entstünde ohne Mehr-
kosten Stolz bei den Helferin-
nen und Helfern als auch ein
ehrenhafter Anreiz zur Mit-
wirkung.

Einer solcherart veränderten
Einstellung bei den Helfern
entwüchse ganz automatisch
eine modifizierte Haltung ge-
genüber den Mitbürgern. Wer
auf »seinen Laden« stolz ist,
vertritt ihn gern und offensiv.
Wer zu dem steht, was er tut,
gerät kaum in Argumenta-
tions- und Legitimationsnöte.
Was spielt sich denn im Kopf
eines §-8.2-Helfers z. B. beim
THW ab, der in Zivil zum
Dienst fährt, sich erst in der
Unterkunft umzielit, weil er
sich nicht in Dienstbeklei-
dung blicken lassen mag?
Hier schlage man nicht auf
den Sack, wenn man den Esel
meint. Wer aber ist der Esel?
Besuchen wir noch einmal
den Verschiebebahnhof der
Argumente...
Betrachten wir die Besonder-
heiten der im erweiterten Ka-
tastrophenschutz mitarbeiten-
den Hilfsorganisationen und
deren Verankerung in den
Kreisen, so fällt auf, daß jede
Organisation zwar spezifische
Widrigkeiten zu bemeistern
hat, daß sich aber alle glei-
chermaßen zirkulärer Argu-
mentationen bedienen, mit
denen sie teilweise ihre haus-
gemachten Verzagtheiten zu
verbergen suchen. Die einen
klagen lautstark über das
Drückebergertum der 8.2er,
geben aber dennoch unum-
wunden zu, daß gute Unter-
führer und gemeinschaftsstif-
tende Erlebnisse bei spannen-
den Übungen und realen Ein-
sätzen vom Drückebergertum
nichts mehr übrig lassen. An-

»Allein die
Bereitschaft
Hunderttausender
Freiwilliger HelfeF
und Helferinnen
belegt doch, daß von
der vorgeblich
zivilschutzunwilligen
Bevölkerung
handfestere
Aktivitäten
ausgehen als von
Jenen, die immer nur
eifrig darüber
reden.«

dere lamentieren über wach-
sende Verbürokratisierung,
die ihnen keine Zeit zum
»Eigentlichen« mehr lasse,
um wenig später darüber Kla-
ge zu führen, daß Untergebe-
ne keine ordentliche Anwe-
senheitsliste oder keine lesba-
ren Mängelberichte schreiben.
Wieder andere schimpfen
über die Ortsbonzen, die un-
ter einer Decke stecken und
sich gegenseitig die Einsatz-
aufträge zuschanzen, überse-
hen aber, daß unermüdliche
Gespräche und viel Aufklä-
rungsarbeit notwendig sind,
um bei den sogenannten
»Bonzen« akzeptiert zu wer-
den. Insbesondere die Feuer-
wehr, vor allem natürlich die
Berufsfeuerwehr, muß hier
(oftmals nur hinter vorgehal-
tener Hand) zahlreiche Schel-
te einstecken. »Die glauben,
alles zu können, und wir ver-
sauern derweil in der Unter-
kunft«, ist ein vielgeäußerter
Vorwurf. »Die sitzen doch al-
le beim HVB auf dem Schoß.
Und der streichelt seine Feu-
erwehr natürlich, weil er wie-
dergewählt werden will, ist
doch klar!« Problemkreis
zwei und drei schneiden sich
an dieser Stelle und gehen
nahtlos in vier über. Streng
genommen ist das THW aus-
schließlich für den Ernstfall
da - doch wann soll es seine
Kompetenz erwerben, wenn
nicht im Frieden? Die im Ret-
tungsdienst, im Krankentran-
sportwesen oder in der psy-
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chosozialen Betreuung enga-
gierten Organisationen haben
ihre eigenständigen Tätig-
keitsfelder, aus denen sie ihre
Bedeutung gewinnen. Zivil-
schutz ist für sie nur eine Zu-
satzaufgabe, die sich inhalt-
lich kaum von den sonstigen
Tätigkeiten zu unterscheiden
scheint. Aber eben nur
scheint. Jede Übung des er-
weiterten Katastrophenschut-
zes zeigt, daß z.B. die Koor-
dination der Fachdienste und
Regieeinheiten, die Zivil-Mi-
litärische-Zusammenarbeit,
die Kommunikation und die
koordinierte Führung nur
mangelhaft klappen. Und die
internen Rivalitäten bei Be-
rufs- und Freiwilliger Feuer-
wehr lassen ahnen, daß auch
dort niemand dem Problem
knapper Übungs- und Trai-
ningsanlässe fremd gegen-
übersteht. Wer aber synchro-
nisiert dieses latente Ver-
ständnis?

An dieser Stelle gewinnt die
Bedeutung des Hauptverwal-
tungsbeamten ihre volle Ge-
stalt. Er wäre in bevorzugter
Stellung in der Lage, alle bis-
her genannten Probleme zur
Sprache zu bringen und Rege-
lungen in Gang zu setzen, die
ein erquicklicheres Engage-
ment für die gemeinsame Sa-
che Zivilschutz ermöglichen
sollten. Doch was steht dem
entgegen?

Zuvorderst finden sich aber-
mals zirkuläre Argumente.
Als Gewählter verschanzt sich
mancher HVB nur .allzu gern
hinter den Wählenden. Man
könne ihnen nicht mit The-
men kommen, die sie ableh-
nen. Das erbringe eben keine
Stimmen. Übertrüge man die-
ses Argument auf Versiche-
rungen, all ihre Vertreter nag-
ten seit langem am Hunger-
tuch. Eher scheint das Gegen-
teil richtig: Die angeblich ver-
drängten Gefährdungen wer-
den nur totgeschwiegen, aber
dennoch ins (schweigende)
Kalkül gezogen. Über die
Dinge, über die man selbst

nicht reden mag, läßt man
aber um so lieber andere re-
den und noch lieber handeln.
Es hat nur noch nicht jeder
HVB versucht. Von Versiche-
rungsvertretern könnte er
manches lernen.

Ein zweites Argument geht
dahin, daß der HVB Wichti-
geres zu tun habe, als sich um
alle Aspekte des Zivil- und
Katastrophenschutzes küm-
mern zu können. Dies ist an-
gesichts der Aufgabenfülle
eines HVB sicherlich richtig,
doch trifft die Stoßrichtung
nicht. Der HVB kann sehr
wohl die Aufgaben des Zivil-
schutzes delegieren, so daß er
nur noch die Fachaufsicht zu
betreiben braucht. Gerade
hier aber liegt der Hase im
Pfeffer. Das verschiedentlich
gehörte Argument, Posten im
Zivil- und Katastrophen-
schutz seien kein Karriere-
sprungbrett und man finde
deshalb in diesen Referaten all
jene Kollegen, mit denen an-
derswo nichts angefangen
werden könne12, zeigt nur an,
daß aufgrund des Desinteres-
ses des HVB für dieses Refe-
rat niemand gern dort versau-
ern mag. Erst anders herum
wird ein Schuh daraus. Über-
all dort, wo der HVB am Zi-
vil- und Katastrophenschutz
interessiert ist, zieht das ent-
sprechende Referat qualifi-
zierte Mitarbeiter an, weil es
noch immer hochwertige Ge-
staltungsfreiräume, Aufbau-
initiative und fruchtbare
Außenkontakte bietet. Wäre
es also mit der Gemeinsam-
keit aller Demokraten für den
Zivilschutz ernst gemeint,
hätten die Parteien längst
einen »Aufstiegsbonus« für
jene Mitglieder parat, die sich
im Zivilschutz engagieren.
Warum bleibt er aus?

Das dritte Argument für
hauptverwaltungsamtliches
Desinteresse am Zivilschutz
scheint am unsinnigsten.
Manche HVBs geben sich als
Realpolitiker. Die Feuerwehr,
die professionelle zumal, sei

am Ort, immer einsatzbereit
und obendrein teuer genug,
um sie voll auszulasten. War-
um also solle man erst schwer
alarmierbare Organisationen
rufen und dann noch extra be-
zahlen? Außerdem hätten
auch die ansässige Bevölke-
rung und Wirtschaft ein Inter-
esse an optimaler und
kostengünstiger Hilfe. Über-
sehen wird dabei jedoch drei-
erlei. Zum ersten muß jede
technische Hilfeleistung be-
zahlt werden, gleichgültig, ob
sie die Feuerwehr oder das
THW oder eine Privatfirma
erbringt. Die Alarmierung lie-
ße sich, wie Beispiele aus
Schleswig-Holstein zeigen,
durch wohlmeinende »agree-
ments« gewährleisten (z. B.
ist in Lübeck das THW über
FME an den Einsatzleitrech-
ner aller Hilfsorganisationen
mit angeschlossen). Darüber
hinaus erreichen es gerade die
verschiedenen agreements
zwischen Politik, Wirtschaft,
Organisationen und Vertre-
tern der Öffentlichkeit, daß
nicht nur wählerstimmen-
trächtige Gemeinsamkeiten
entstehen, sondern auch
Übereinkünfte, von denen al-
le Beteiligten Vorteile haben.
Zum dritten sollten Öffent-
lichkeit und Parteien darüber
nachdenken, ob es im Interes-
se eines effektiven Zivilschut-
zes gerechtfertigt sein kann,
Prioritäten zu begünstigen,
die die Bedeutung und das
Ansehen zivilschützerischer
Maßnahmen in der Bevölke-
rung derart unterminieren.

Nach den hier ge-
0troffenen Ein-

schätzungen ist der HVB die
Schlüsselfigur bei der umfas-
senden Daseinsvorsorge für
Krisen, Katastrophen und
Kriege. Allein durch seine
formalen Befugnisse im frie-
densmäßigen und erweiterten
Katastrophenschutz als auch
durch seine zentrale Stellung
zwischen Bevölkerung, Wirt-
schaft, Verwaltung und Orga-
nisationen ist er in besonderer

Weise in der Lage, Interessen-
lagen zu vermitteln und zum
Ausgleich zu führen. Durch
die Möglichkeiten seines Am-
tes ist er in der Lage, ein effi-
zientes Amt für Zivilschutz
und Katastrophenabwehr zu
schaffen, das einerseits durch
eine fördernde Amtsführung
Bewährungs- und Aufstiegs-
chancen schaffen und ande-
rerseits auch eine politisch zu-
kunftsweisende Bedeutung
erlangen könnte, indem es als
Frühwarnstelle für kommu-
nale Gefahren viel Zündstoff
aus technisch-industriellen
Risikoquellen entfernen hilft.
Die kommunale Wirtschaft
hat seit langem verstanden,
daß bestimmte Gefährdungen
im industriellen ABC-Bereich
nicht mehr gegen den Wider-
stand der ansässigen Bevölke-
rung durchgesetzt werden
können, andererseits aber ein
hohes Maß an Risikoakzep-
tanz besteht, sobald offen
über die Schutzmöglichkeiten
und das Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis diskutiert wird, das
sich immer aus dem Zusam-
menhang von Schutzvorkeh-
rungen und Produktionsko-
sten ergibt. Im Verbund mit
den Katastrophenschutzein-
richtungen der Kreise und der
politischen Vermittlung durch
den HVB lassen sich vieler-
orts vernünftige Arrange-
ments treffen, die wiederum
das gegenseitige Verständnis
aller Beteiligten erhöhen und
die Bedeutung von Zivil-
schutz sichtbar machen. In
dieser Hinsicht müßte der
HVB Geschick zur prospekti-
ven Führung erlangen und
Zukunftsperspektiven aufzei-
gen, die nichts mit Utopien,
sondern viel mit dem Grauen
des nächsten Tages zu tun ha-
ben. Sollte es phantasiebegab-
te HVBs geben, so wird ihnen
schon jetzt bewußt sein, daß
sie die unmittelbaren An-
sprechpartner einer Bevölke-
rung sein werden, deren Op-
fer nachhaltig unangenehme
Folgen hinnehmen müssen.
Schon jetzt ist absehbar, daß
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die kommunale Trinkwasser-
versorgung zur bedrohlich-
sten schleichenden Katastro-
phe der nächsten Jahre heran-
wachsen wird. Ähnliche Pro-
bleme stehen bei der Müllbe-
seitigung, der Nahrungsmit-
telproduktion und der medi-
zinischen Versorgung an. Der
bisher geübte Dornröschen-
schlaf in Sachen Zivil- und
Katastrophenschutz muß
spätestens dann zum schlim-
men Erwachen werden.

Im Gefolge solcher Zukunfts-
orientierung, die alle Beteilig-
ten so schnell wie möglich an
einen Tisch bringen und zu
vernünftigen Übereinkünften
führen sollte, bedarf es dann
aber nur noch eines guten Ma-
nagements13. Der HVB muß
delegieren können, um ein
Amt für Zivilschutz und Ka-
tastrophenabwehr aufzubau-
en, das in der Lage ist, Übun-
gen sinnvoll zu organisieren
und durchzuführen, das ver-
läßliche Bewertungen des Ist-
Standes und erreichbare Ziel-
vorstellungen für den Kata-
strophenschutz formuliert
und überprüft14, das die Aus-
bildung veränderten techni-
schen Möglichkeiten anpaßt
(Video, Menschenführungs-
kenntnisse und Rhetorik) und
zu einer verbesserten Koope-
ration zwischen den Organi-
sationen beiträgt, wo dies
noch nötig ist.

Ganz besonders aber sollte
sich der HVB seiner grundge-
setzlichen Verantwortung
erinnern. Zivil- und Katastro-
phenschutz sind in erster Li-
nie Maßnahmen des defensi-
ven Daseinsschutzes, der
Schaden für Leben, Gesund-
heit und Eigentum aller Bür-
ger abwenden soll. Das Bun-
desverfassungsgericht hat ge-
rade im Zusammenhang mit
der Ermordung Hanns-Mar-
tin Schleyers festgestellt, daß
jedes menschliche Leben zu
schützen ist: »Das Grundge-
setz«, stellt daher Peter Men-
ke-Glückert fest, »begründet
eine solche humanitäre

Schutz- und Rettungspflicht
gegenüber der Gesamtheit der
Bürger; die zuständigen staat-
lichen Stellen müssen außer-
dem in der Lage sein, auf je-
den Einzelfall jeweils ange-
messen reagieren zu können.
Dies gilt vor allem für Groß-
katastrophen. Hier kann jeder
Bürger vom Staat einen Min-
destschutz, eine Mindestvor-
sorge, rückhaltlose Offenheit
in der Vorbereitung auf Ge-
fahrenlagen verlangen«15.
Gerade der HVB, als An-
sprechpartner der Bürger,
sollte es sich nicht leisten, die-
sen Grundrechtsauftrag leicht
zu nehmen. Sein Versagen in
der Schutzvorkehr und in der
offenen Aufklärung über des-
sen Leistungsfähigkeit wird
zuallererst jenes Vertrauen
verspielen, das gemeinhin Re-
gierungsfähigkeit erst begrün-
det. Auf diese Weise folgen
dann den Katastrophen die
politischen Zusammenbrü-
che. Offensichtlich muß so
lange gewartet werden, bis
man erkennt, daß der gern ge-
pflegte Totstell-Reflex in Sa-
chen Zivil- und Katastro-
phenschutz auch ein Tot-
stellgleis sein kann.
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